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Der Rundbrief der BAGP er-
scheint seit Mitte des vergange-
nen Jahres einmal im Quartal.
Als Organ der BAGP-Mitglieder 
greift er inhaltlich jeweils ein 
Schwerpunktthema auf.
Die Bundesarbeitsgemein-
schaft der PatientInnenstellen 
und -initiativen wird regelmä-
ßig wichtige gesundheitspoli-
tische Aspekte aus der Sicht 
von PatientInnen darlegen 
und kommentieren. Uns ist es 
wichtig, sowohl mit der Fachöf-
fentlichkeit als auch den Bür-
gerInnen unsere Positionen zu 
diskutieren.

Interessierte können den BAGP-
Rundbrief in gedruckter Versi-
on oder als Acrobat-PDF-Datei 
online abonnieren.
Die gedruckte Version ist gegen 
eine Schutzgebühr von 5 Euro 
jährlich bei der Geschäftsstelle 
der BAGP erhältlich. Die On-
line-Version ist kostenlos er-
hältlich und kann per e-mail 
(abo-rb@patientenstellen.de) 
mit dem Betreff subscribe be-
stellt werden.
Alternativ können Sie nach 
Bedarf den jeweils aktuellen 
BAGP-Rundbrief sowie alle 
erschienenen Ausgaben selbst 
aus dem Internet holen. Einen 
entsprechenden Verweis finden 
Sie unter
http://patientenstellen.de.

Editorial

Nun ist die Katze aus dem Sack: 
Unter dem Stichwort „Eigen-
verantwortung stärken“ ist ein 
Umbau des Gesundheitswesens 
geplant, der vorwiegend Kran-
ken und Geringverdienenden 
Mehrkosten auf bürdet. Was 
der Bundeskanzler unter einer 
„solidarischen Reform des Ge-
sundheitswesens“ versteht, fin-
det v.a. bei der Opposition und 
Arbeitgebern Beifall. In diesem 
Artikel wird ausgeführt, welche 
zumeist unsozialen Pläne die 
Politiker derzeit präferieren, 
aber auch, wie ein solidarisches 
Gesund heits system erhalten und 
finanziert werden kann.

Fast täglich ist der Presse zu 
entnehmen, dass das deutsche 
Gesundheits system zu teuer 
und ineffizient sei, die gesetzli-
chen Krankenkassen Defi zite in 
Milliarden höhe einfahren sowie 
steigende Beitragssatzerhöhun-
gen und damit steigende 
Lohnneben kosten den Wirt-
schaftsstandort gefährden. Bis 
vor einem halben Jahr waren 
es v.a. die Oppositionsparteien, 
die unter dem Motto „Wahlfrei-
heit“ und „Eigen verantwortung“ 
weit gehende Einschnitte im Leis-
tungsangebot der GKV forder-
ten. Mit steigenden Zuzahlun-
gen („Eigenbetei ligung“) oder der 
Absicherung gegen bestimmte 
Krankheits risiken über indivi-
duelle private Zusatzversiche-
run gen (z.B. beim Zahnersatz) 
sollen ausschließlich Patien-
ten und Versicherte zur Kasse 
gebeten werden. So will man 
die Gesetzliche Krankenversi-
cherung (GKV) entlasten und 
die Lohn nebenkosten senken. 
Doch inzwischen haben sich 
auch weite Teile von Rot-Grün 
von ihrem noch im Wahl kampf 
pro pagierten Credo verabschie-
det, das Solidarprinzip zu ver-

teidigen und eine Zweiklassen-
medizin zu verhin dern.
So schlug Gesundheitsministe-
rin Schmidt vor einiger Zeit vor, 
Sport- und Freizeitunfälle aus der 
Gesetz lichen Krankenversiche-
rung auszugrenzen. Bundeskanz-
ler Schröder präferiert hingegen 
die Streichung des Krankengelds, 
was inzwischen von der Rürup-
Kommission aufgegriffen wurde 
und Teil des Gesetz entwurfs sein 
wird.
Auch die Grünen sperren sich 
da nicht: So bietet Biggi Bender, 
gesundheitspolitische Sprecherin 
der Bun des tagsfraktion an, über 
eine stärkere Kostenbeteiligung 
der Patienten zu verhandeln. 
Fraktionsvorsit zende Krista Sa-
ger kann sich Leistungskürzungen 
gut vor stellen und begrüßt die 
Vorschläge der Rürup-Kommis-
sion. Diese von der Regierung 
eingesetzte Kommission möchte 
v.a. Patienten zur Kasse bitten: 
Die vor geschlagenen Eintritts-
gebühren beim Arzt, höhere 
Zuzahlungen z.B. beim Zahn-
ersatz, Streichungen vieler Me-
dikamente aus dem GKV-Leis-
tungsspektrum und Kranken-
geldzahlung nur noch für privat 
Zusatzversi cherte würden einen 
Krank heitsfall für viele Menschen 
zusätzlich zu einer finanziellen 
Bürde machen.
In der Rürup-Kommission gibt es 
sogar Stimmen für einen System-
wechsel. So plädiert der Vorsit-
zende Bert Rürup für „Kopfpau-
schalen“, d.h. un abhängig vom 
Einkom men soll jeder Bürger den 
gleichen Betrag in die Kranken-
versicherung ein zahlen. Dieser 
Vorschlag bedeutet einen Aus-
stieg aus dem bisherigen Solidar-
prinzip, das in der Bevölkerung 
eine sehr große Wertschätzung 
genießt und als gerecht empfun-
den wird. Bislang steht jedem 
Bürger ein weitgehender und fast 

Ende der Solidarität
im Gesundheitssystem?



BBAGP-Rundbrief 2/2003

BAGP - Mitglieder/
Kontaktadressen und 
Öffnungszeiten: (www.
patientenstellen.de)

PatientenInitiative 
Hamburg e.V. 
22301 Hamburg, 
Moorfurthweg 9 e 
Tel: 040/2796465, 
Fax: 040/27877718 
hamburg@
patientenstellen.de 
Mi 13– 15 h 
(persönlich n.V.)  
PatientInnenstelle 
Bremen 
28205 Bremen, 
Braunschweigerstr. 53b 
Tel+Fax: 0421/493521 
bremen@
patientenstellen.de 
Mo und Mi 10 – 13 h 
Do 16 – 19 h
Pro PatientIn e.V. 
32423 Minden, 
Simeonstr. 20 
Tel: 0571/398 2541, 
Fax: 0571/8297 6826 
minden@
patientenstellen.de
Di 10 – 12 h
Mi 10 – 12; 14 – 16 h
Patientenstelle Bielefeld 
33602 Bielefeld, 
August-Bebel-Str. 16 
Tel: 0521/133561, 
Fax: 0521/176106 
bielefeld@
patientenstellen.de 
Di 10 – 12 h
Mi 15 – 19 h u.n.V. 
Do 10-13 & 15 - 17 h 
(Psychiatriebeschwerde)
PatientInnenstelle 
Göttingen 
37073 Göttingen, 
Albanikirchhof 4-5 
Tel: 0551/486760, 
Fax: 0551/42759 
goettingen@
patientenstellen.de 
Mo und Do 10 – 13 h
Di und Do 15 – 18 h
PatientInnenstelle 
Osnabrück 
49080 Osnabrück
Koksche Str. 18 
Tel: 0541/84264
Fax: 0541/6003517 
osnabrueck@
patientenstellen.de 
Di 18 – 20; Mi 9 – 12 h 
Donnerstag 10 – 14 h

BAGP-Infotelefon 

089-76755131
Mo-Do 13 - 14 Uhr 

und AB

umfassender Gesundheitsschutz 
zu, unabhängig von Einkommen, 
Alter, Familienstand, Krankheits-
risiko und Inan spruchnahme des 
Gesundheits systems. Diese So-
lidarität von Reicheren mit 
Ärmeren1 sowie der Familien-
lastenausgleich durch die Mit-
versicherung nicht-versicherungs-
pflichtiger Familienangehöriger 
würde dann entfallen. Die Ver-
fechter dieses Modells wollen 
somit  die Elemente der sozialen 
Um verteilung von den Kranken-
kassen weit gehend wegnehmen. 
Für Härte fälle, Kinder und Fami-
lien schlagen sie staatliche Un-
terstützungsleistungen vor, die 
knapp 30 Mrd EUR um fassen 
dürften. Das degradiert diesen 
sozial benach teiligten Perso-
nenkreis bei der angespannten 
Haushalts lage der öffent lichen 
Hand zu Empfängern unsicherer 
Almosen. Angesichts der leeren 
Kassen bei Bund, Ländern und 
Kommunen ist nämlich zu be-
fürchten, dass dieser soziale Aus-
gleich kaum in entsprechender 
Höhe erfolgen würde.

Die Ursachen für 
die Finanznöte der 
Kassen

Karl Lauterbach, ebenfalls Mit-
glied der Rürup-Kommission 
sowie persönlicher Berater von 
Ulla Schmidt und Mitglied des 
Sachverständigenrates (SVR), 
hält wenigstens in diesem 
Punkt massiv dagegen. Denn 
un ser Gesundheitssystem kann 
auch ohne erheb liche Einschnitte 
und erst recht ohne die völlige 
Auf hebung des Solidarprinzips 
leistungsfähig und finanzierbar 
gestaltet werden. So zeigt z.B. 
der Sachverstän digen rat in sei-
nem neuesten Gutachten zum 

wieder holten Male auf, was ei-
gentlich allen Gesundheitspoli-
tikern bekannt sein sollte: An 
den steigen den Beitragssätzen 
der GKV ist nicht eine „Kosten-
explosion“ im Gesund heits wesen 
schuld, sondern das zu geringe 
Wachstum der beitragspflichtigen 
Einnahmen der Ver sicherten. Ne-
ben den unter durchschnittlichen 
Einkommenszuwächsen der 
Kas senmitglieder spielt hier 
auch die wachsende Zahl der 
zu versichernden Rentner2 und 
der Arbeits losen3 eine Rolle. Der 
Anteil der Gesundheitsausga ben 
am Brutto-Inlands produkt BIP ist 
in den letzten 25 Jahren hingegen 
nahezu konstant geblieben.
Die angespannte Situation im Ge-
sundheitssystem resultiert also 
aus einem Einnahmen-Problem 
und nicht aus zu hohen Kosten. 
Und es wird nach Einschätzung 
der meisten Experten mittelfris-
tig auch nicht ausrei chen, das 
Defizit der Kranken kassen al-
lein durch Mobilisierung von 
Rationali sie rungsreserven und 
Effizienz steigerung auszuglei-
chen. Der Abbau von Über-, 
Unter- und Fehlversorgung 
kann zwar die Aus gabenseite 
etwas reduzieren. Beitragssatz-
steigerungen von mehreren Pro-
zentpunkten wären dennoch 
unver meidlich4. 

Zur Finanzierung eines 
solidarischen Gesund-
heitssystems

20 bis 30 Mrd EUR Mehrein-
nahmen bzw Entlastungen kön-
nen erzielt werden durch eine 
Verbreiterung der Versicher-
tenbasis und Erweiterung der 
Beitragsbemes sungsgrundlage. 
Das ent spricht einer Senkung 
der Beitragssätze um 2-3 Pro-
zentpunkte. Dies kann erfolgen 
durch:
• Erhöhung der Versiche-
rungspflichtgrenze (z.Zt. 
3825 EUR) und der Beitrags-
bemessungsgrenze (z.Zt. 3450 
EUR) mindestens auf das Ni-
veau der in der Gesetzlichen 
Rentenversicherung gültigen 
Versicherungs pflicht grenze von 
5100 EUR. (Auch weitergehende 

Erhöhungen dieser Grenzen oder 
die völ lige Auf hebung mit dem 
Ziel einer allgemeinen „Bürger-
versicherung“ sollten diskutiert 
wer den.)
• Einbeziehung von Selbständi-
gen, Beamten und Soldaten in 
den Kreis der Pflichtversicher-
ten
• Einbeziehung anderer Einkom-
mensarten wie Spekulationsge-
winne, Zinsen und Mieteinnah-
men in die Bemessungsgrundlage 
der Kassenbeiträge
• Aufhebung der Beitragsfreiheit 
für Familienangehörige mit nicht 
bei trags pflich tigem Einkommen 
und Einführung eines Familien-
splittings, das aber Haushalte mit 
niedrigem und mittlerem Einkom-
men (unterhalb der bisherigen 
Beitragsbemessungsgrenze) nicht 
zusätzlich belastet.
Zusätzlich können die Gesetz-
lichen Krankenversicherungen 
gestärkt werden durch:
• Überprüfung der „Verschiebe-
bahnhöfe”, durch die der GKV 
Minder einnah men in Höhe von 
4-6 Mrd. EUR entstehen. Dazu 
zählt z.B. die Absenkung der 
Beitragbemessungsgrundlage 
für Arbeits lose auf 80%.
• Steuerfinanzierung kranken-
versicherungsfremder Leistun-
gen wie Mutterschafts- oder 
Sterbegeld.

Fazit

Wirtschaftlichkeitsreserven 
müssen ausgeschöpft werden, 
Gesund heitsförderung und 
Prävention müssen ausgebaut 
werden. Dies bleibt sicherlich 
weiterhin eine wichtige Aufga-
be. Aber die Ausgaben für das 
Gesundheits system lassen sich 
dadurch kurz fristig nicht ausrei-
chend senken. In erster Linie sind 
die Finanzie rungs probleme der 
Gesetzlichen Krankenversiche-
rung zu lösen, indem mehr Men-
schen pflicht versichert werden 
und neben dem Arbeitseinkom-
men auch sonstige Einnahmen 
veranschlagt werden. Zusätz-
lich können nicht-gesundheits-
bezogene und kassen fremde 

Gesundheitspolitik
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PatientInnenstelle 
Barn storf 

49406 Barnstorf, 
Kampstr. 19 

Tel: 05442/803670, 
Fax: 05442/991984 

barnstorf@
patientenstellen.de 
Di und Mi 9 – 11 h 

Fr 15 – 16.30 h
PatientInnenstelle Köln 

50677 Köln, Vondelstr. 9
Tel: 0221/328724, 

Fax: 0221/2762961 
koeln@

patientenstellen.de 
Mo, Di, Fr 10 – 12 h 

Mi und Do 16 – 19 h
Unabhängige Patienten-

information FFM 
60389 Frankfurt/Main, 

Rohrbachstr. 29  
Tel: 069/94548964, 
Fax: 069/94548965 

frankfurt@
patientenstellen.de 
Di + Do 10 – 13 h 

Mo 16 – 19 Uhr
PatientInnenstelle 

München 
80469 München, 

Auenstr. 31 
Tel: 089/772565, 

Fax: 089/7250474 
muenchen@

patientenstellen.de 
Mo 17 – 20 h 

Do und Fr 10 – 13 h 
PatientInnenstelle 

Nürnberg
90402 Nürnberg, 

Ludwigstr. 67
Tel: 0911/2427172, 
Fax: 0911/2427174

nuernberg@
patientenstellen.de 

Di 11 – 13 h; 18 – 20 h 
Do 10 – 13 h

Fr 13.30 – 15.30 h
Verbraucher-Zentrale 

Hamburg e.V.  
(assoziiert)

Fachabteilung Gesund-
heitsdienstleistungen 

20099 Hamburg
Kirchenallee 22 

Tel: 040/24823 230, 
Fax: 040/24823 290 

patientenschutz@
verbraucherzentrale

hamburg.de 
Tel: Di 10-18 h, 

Mi 10-14 Uhr 
Persönlich: Do 10-18 h 

Gesundheitspolitik/Beratung

Leistungen („Verschiebebahn-
höfe“, Sterbe geld etc.) aus der 
GKV heraus genommen und 
durch Steuern finanziert wer-
den.5

Die Gesetzlichen Krankenkas-
sen können dann sehr wohl in 
die Lage versetzt wer den, eine 
hochwertige Gesundheitsversor-
gung für alle Bürger zu finan-
zieren. Gleichzeitig würden 
die Beitragssätze gesenkt, und 
zwar ohne dass durch erhöhte 
Selbstbetei ligung oder gekürzte 
Leistungs kataloge ausschließlich 
Patienten und sozial Schwächere 
zusätzlich belastet würden. 
Das würde allerdings vorausset-
zen, dass die Regierenden es als 
eine Auf gabe des Staates betrach-
ten, zu einer sozialen Gerechtig-
keit und einer Umverteilung von 
oben nach unten beizutragen. 
Die Signale weisen aber stark 
in die andere Rich tung.

Anmerkungen
1 Dieses gilt allerdings auch heute 
schon nur eingeschränkt, da Gut-
verdienende mit Einkommen ober-
halb der Versiche rungs pflichtgrenze 
sich privat versichern können, die 
Beitragsbemessungsgrenze einen 
Höchstbetrag festschreibt und somit 
auf höhere Einkommen ein gerin-
gerer Prozentsatz an Sozialabgaben 
entfällt sowie dadurch, dass nur 
Löhne und Gehälter als Bemes-
sungsgrundlage dienen, andere 
Einkommensarten jedoch nicht.

2 Die beitragspflichtigen Einkom-
men der Rentner liegen unter 
dem Durchschnitt der erwerbs-
tätigen Versicherten, ihre Gesund-
heitskosten allerdings darüber.

3 Die Bundesanstalt für Arbeit führt 
nur reduzierte Bei träge an die GKV 
ab, um so die Zuschüsse aus dem 
Bundes haushalt für die Arbeitslo-
senversicherung zu verringern

4 Die damit verbundene Verteuerung 
des Faktors Arbeit wird jedoch aus 
konjunkturellen Gründen politisch 
nicht gewünscht. Allerdings liegt 
die Gesamtbelastung der deutschen 
Unternehmen durch Steuern und 
Sozialabgaben im internationalen 
Ver gleich im Durchschnitt. Von ei-
nem Wettbewerbsnachteil für die 

deutschen Unternehmen kann also 
kaum die Rede sein.

5 Ähnliche Vorstellungen entwickelt 
die nordrhein-westfälische Gesund-
heitsministerin Birgit Fischer und 
Gesundheitsministerin Schmidt. 
Sie schlagen zur Gegenfinanzie-
rung eine Erhöhung der Tabak- 
und/oder Alkoholsteuer vor. Der 
Sachverständi gen rat bevorzugt die 
Mehrwertsteuer, da sie den gesam-
ten Konsum betrifft und dadurch die 
Besserverdienenden einen größeren 
Anteil dazu leisten müssten. Aber 
die Wiedereinführung einer Vermö-
gensabgabe sowie eine Wertschöp-
fungsabgabe sollten nicht gänzlich 
undiskutiert bleiben.

Siegfried Diercke, Berlin

Aus 
der 
Beratung

Mit dieser neuen Rubrik möchten 
wir interessante Probleme und 
deren Bearbeitungsschritte aus 
der täglichen Beratung in Pati-
entenstellen vorstellen. Es kann 
dabei um gelungene Interven-
tion, aber auch um unlösbare 
Widerstände gehen.

Sven H. lässt sich bei einem 
Zahnarzt eine aufwendige Brü-
ckenversorgung anfertigen und 
einpassen. Die Brücke sitzt nicht 
richtig, er kann nicht kauen und 
hat dauernd Schmerzen. Drei 
Nachbesserungsversuche des 
Zahnarztes schlagen fehl. Die 
Beschwerden des Patienten bes-
sern sich nicht. Der Zahnarzt gibt 
auf und zahlt an die AOK, wo 
Sven H. krankenversichert ist, 
den Krankenkassenanteil von 
65% für die Brücke zurück.
Sven H. möchte nun seinen 
Eigenanteil von 35% auch zu-
rückhaben. Er konfrontiert den 
Zahnarzt mit seiner Forderung. 
Der Zahnarzt ist bereit, Sven H. 
die Hälfte seines Eigenanteils 
zu erstatten mit der Begrün-
dung „die Brücke ist ja schon 
gebraucht“.
Sven H. wendet sich an die Pa-
tientInnenstelle. Nach ausführ-
licher Beratung redet er erneut 
mit dem Zahnarzt.
Sven H. erreicht in gütlicher Ei-
nigung ohne Rechtsanwalt und 
Gericht die Rückzahlung seines 
Eigenanteils in Höhe von 90% 
(90% von 35%).

BAGP-Infotelefon 

089-76755131
Mo-Do 13 - 14 Uhr 

und AB
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BAGP ruft Ärz-
te zur Mäßigung 
auf!
Durch die von Bundesgesund-
heitsministerin Ulla Schmidt 
verordnete Nullrunde für 2003 
sollen niedergelassene Ärzte 
auf 0,8 % Einkommenssteige-
rung verzichten. 

Prompte Reaktion: Der Präsident 
der Kassenärztlichen-Vereinigung 
Richter-Reichhelm kündigt eine 
drastische Einschränkung der Pa-
tientenversorgung an und emp-
fiehlt die kollektive Kündigung 
der Kassenarztverträge. In die 
gleiche Kerbe schlägt Bundes-
ärztekammerpräsident Hop-
pe: „Dienst nach Vorschrift für 
Ärzte“ und „Gesundheitswesen 
lahm legen“.

Die BAGP sieht in diesem Agie-
ren der Ärzteschaft ein Ausüben 
schnöder Standespolitik auf 
Kosten der PatientInnen, den 
Schwächsten im Gesundheits-
system.

Die BAGP geht davon aus, dass 
die Kassenärzte bisher das me-
dizinisch Notwendige geleistet 
haben - nicht mehr und nicht we-
niger sieht das Sozialgesetzbuch 
vor. Wenn die Ärzteschaft diese 
Versorgung drastisch einschrän-
ken will, ist das ein klarer Verstoß 
gegen das Krankenversicherungs-
recht und die Verpflichtung der 
Kassenärztlichen Vereinigung, 
eine medizinisch notwendige 
Versorgung sicher zu stellen.

Am Solidarsystem muss festge-
halten werden. Die BAGP fordert 
daher von ÄrztInnen, die ihre 
kassenärztliche Tätigkeit boy-
kottieren und privat abrechnen 
wollen, die Zurückgabe ihrer 
Kassenzulassung. Mit ÄrztIn-
nen hingegen, die weiterhin in 
einem Solidarsystem mitarbeiten 
wollen, muss ein neues Konzept 

gesundheitsziele.de

Materialien 
der BAGP:
Broschüren:
„Patientenrechte/Ärzte-
pflichten“, 
Informationen zur ärztli-
chen Behandlung und zum 
Thema Verdacht auf Be-
handlungsfehler,
München 1998, 3,- Euro

„Informationen bei Pro-
blemen der zahnärztlichen 
Versorgung“, Schwierig-
keiten, Rechtsfragen, Ände-
rungen durch die Gesund-
heitsreform, 
München 2000, 2,- Euro

„Patientenrechte bei ärzt-
lichen Honorarforderun-
gen“ – Ihre Rechte bei un-
berechtigten Forderungen 
von Zahn-/Ärzten, Mün-
chen 2002, 3,- Euro

Weitere Infos
Weitere Informationen 
zur BAGP (Statut, Be-
ratungsstandards, Falt-
blatt u.a.) bekommen 
Sie im Internet unter 
www.patientenstellen.de 
und www.gesundheits.de 
oder bei der 
BAGP-Geschäftsstelle im 
Gesundheitsladen 
München e.V.
Auenstr. 31, 
80469 München
Tel: 089/76755131, 
Fax: 089/7250474
mail@patientenstellen.de.
Bitte legen Sie Ihrer An-
frage einen mit 1,56 Euro 
frankierten Rückumschlag 
bei.

Nicht nur in den krankheits-
bezogenen oder den präven-
tionsbezogenen Zielbereichen 
ist die Bürger-/Patientensicht 
gefragt. In einem besonderen 
Zielbereich „Gesundheitliche 
Kompetenzen von Bürger(inne)n 
und Patient(inn)en stärken“ sind 
folgende Ziele formuliert: 

1: Bürger(innen) und Patient–
(inn)en werden durch quali-
tätsgesicherte, unabhängige, 
flächendeckend angebotene 
und zielgruppengerichtete Ge-
sundheitsinformationen und Be-
ratungsangebote unterstützt.
2:  Gesundheitsbezogene Kom-
petenzen der Bürger(innen) und 
Patient(inn)en sind gestärkt; er-
gänzende und unterstützende 
Angebote sind verfügbar.
3:  Die kollektiven Patienten-
rechte sind ausgebaut; die in-
dividuellen Patientenrechte sind 
gestärkt und umgesetzt.
4:  Das Beschwerde- und Feh-
lermanagement erlaubt Ver-
sicherten und Patient(inn)en, 
ihre Beschwerden und Ansprü-
che wirksamer, schneller und 
unbürokratischer geltend zu 
machen.

Ein breites Spektrum von Ak-
teuren im Gesundheitswesen 
(von Gesundheitsministerien, 
Krankenkassen, Ärzteorganisa-
tionen, Wissenschaft, Wohlfahrts-
pflege, Gewerkschaft, vor allem 
aber auch Verbraucher-, Selbsthil-
fe- und Patientenorganisationen) 
hat sich auf einen gemeinsamen 
Kanon von Zielen, Teilzielen und 
Maßnahmen verständigt und will 
diese in Kooperation der wesent-
lichen Betroffenen auch umset-
zen. Nur breit abgestimmte und 
von den Betroffenen getragene 
Gesundheitsziele finden eine 
ausreichende Legitimation und 

politische Unterstützung.

Bürger(innen) und Patient(inn)en 
hätten von der praktischen Um-
setzung großen Nutzen. Ein trans-
parenteres Gesundheitssystem 
mit verständlichen Informatio-
nen und neutraler Beratung kann 
eine wesentliche Hilfe für die 
Patienten-Entscheidung im Ein-
zelfall sein. Die eigene und die 
professionelle gesundheitliche 
und kommunikative Kompetenz 
verbessern heißt das Risiko von 
Unter- und Überversorgung so-
wie von Fehlbehandlungen zu 
vermindern. Die individuellen 
und kollektiven Patientenrechte 
zu stärken bedeutet eine gleiche 
„Augenhöhe“ im Umgang mitein-
ander und eine patientengerech-
te Gesundheitsversorgung her-
zustellen. Schließlich kann mit 
einem verbesserten Beschwer-
de- und Fehler-Management 
betroffenen Patient(inn)en effi-
zienter geholfen und ein Qua-
litätsschub in den Einrichtungen 
des Gesundheitswesens ausge-
löst werden. 

Weitere Informationen zu den Ge-
sundheitszielen finden Sie unter 
www.gesundheitsziele.de oder 
unter www.patientenstellen.de 

Gesundheitliche Kompetenzen 
und Patient(inn)en-Souveränität 
fördern
Zur Übergabe des Gesundheitsziele-Berichts an 
Frau Ministerin Ulla Schmidt am 12.2.03

In dem
Modellprojekt 
„gesundheits-
ziele.de“ sind 
auf Anregung 
des BMG auch 
Patienten- und 
Selbsthilfe-Or-
ganisationen 
als weitere 
Partner neben 
den GVG-Mit-
gliedern betei-
ligt.
Diese Mitarbeit 
hat an vielen 
Stellen des Ge-
sundheitszie-
le-Programms 
Spuren hin-
terlassen, vor 
allem bei der 
Qualität der 
Gesundheits-
versorgung, der 
Zufriedenheit 
mit den Ergeb-
nissen und der 
aktiven Betei-
ligung an den 
Rahmenbedin-
gungen. 


